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Internationale Arbeitskonferenz - 111. Tagung, Genf, 2023
Datum: 15. Juni 2023

Ergebnisse des Ausschusses fir die allgemeine
Aussprache iiber einen gerechten Ubergang

Der Konferenz zur Annahme vorgelegter Vorschlag fir eine
Entschliefung und Schlussfolgerungen

Dieser Verhandlungsbericht enthalt den Wortlaut des vom Ausschuss zur Annahme durch
die Konferenz vorgelegten Vorschlags fir eine EntschlieBung und Schlussfolgerungen.

Der Bericht des Ausschusses Uber seine Verhandlungen wird nach Abschluss der Tagung
im Verhandlungsbericht Nr. 7B verdéffentlicht.

Die Ausschussmitglieder haben bis zum 7. Juli 2023 die Mdglichkeit, Berichtigungen zu
ihren eigenen in dem Bericht erscheinenden Erkldarungen einzureichen.
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EntschlieBung zu einem gerechten Ubergang zu dkologisch nachhaltigen
Volkswirtschaften und Gesellschaften fur alle

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Arbeitsorganisation, die 2023 in Genf zu
ihrer 111. Tagung zusammengetreten ist,

nach Durchfiihrung einer allgemeinen Aussprache (iber einen gerechten Ubergang, auch
unter Berticksichtigung der Fragen von Industriepolitik und Technologie, zu 6kologisch nach-
haltigen Volkswirtschaften und Gesellschaften fur alle,

1. nimmt die nachstehenden Schlussfolgerungen an;

2. bittet den Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamts, die Schlussfolgerungen
gebihrend zu berlicksichtigen und dem Internationalen Arbeitsamt Orientierungshilfe
bei ihrer Umsetzung zu bieten;

3. ersucht den Generaldirektor,

a) zur Umsetzung der Schlussfolgerungen eine Strategie und einen Aktionsplan fir
einen gerechten Ubergang zu 6kologisch nachhaltigen Volkswirtschaften und
Gesellschaften fur alle auszuarbeiten und sie dem Verwaltungsrat auf seiner
349. Tagung (Oktober-November 2023) zur Prifung vorzulegen,

b) die Schlussfolgerungen den maligeblichen internationalen und regionalen Organi-
sationen zu Ubermitteln und

c) die Schlussfolgerungen bei der Erstellung kunftiger Programm- und Haushaltsvor-
schlage und bei der Mobilisierung von Sondermitteln zu bertcksichtigen.

Schlussfolgerungen zu einem gerechten Ubergang zu 6kologisch
nachhaltigen Volkswirtschaften und Gesellschaften fur alle

I Erfordernisse eines gerechten Ubergangs zu dkologisch nachhaltigen
Volkswirtschaften und Gesellschaften fir alle

1. Dringende MaRnahmen zur Férderung eines gerechten Ubergangs sind im Hinblick auf die
Verwirklichung von sozialer Gerechtigkeit, menschenwdurdiger Arbeit und Armutsbeseitigung
sowie zur Bekampfung des Umwelt- und Klimawandels zwingend notwendig. Die Zukunft von
Volkswirtschaften, Gesellschaften, Arbeitsplatzen und Lebensgrundlagen steht auf dem Spiel,
da sie auf die Okosysteme und die natiirliche Umwelt des Planeten angewiesen sind.

2. Bleiben MalRnahmen gegen den Umwelt- und Klimawandel aus, wird dies das menschliche
Wohl und alles Leben auf der Erde, die Fortschritte bei der Verwirklichung der Ziele fir nachhal-
tige Entwicklung und die Durchfiihrung des Ubereinkommens von Paris gefahrden und
geschlechtsspezifische und sonstige Formen der Ungleichheit und Ausgrenzung verscharfen.

3. Die Kosten eines Nichthandelns werden um ein Vielfaches héher sein als die dringend erfor-
derlichen Investitionen in widerstandsfahige, inklusive und 6kologisch nachhaltige Volkswirt-
schaften und Gesellschaften. Kohdrente und integrierte Politikkonzepte und MaBhahmen
gegen Klimawandel und Umweltzerstérung kénnen positive wirtschaftliche und soziale Ergeb-
nisse erbringen sowie unbeabsichtigte und negative Auswirkungen auf die Volkswirtschaft und
die Arbeitswelt verhindern.

4. Die mdglichen Ertrage aus der Bewaltigung der Umweltkrise ergeben sich nicht automatisch,
wenn sie nicht auf einem gerechten Ubergang beruhen. Ein gerechter Ubergang ist Ausdruck
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eines gemeinsamen globalen Ziels, das Verantwortlichkeiten fir alle, darunter Regierungen,
Arbeitgeber und Arbeitnehmer, beinhaltet. Ubergange erfordern konzertierte Anstrengungen
und mussen so geplant und strukturiert werden, dass Beschaftigungsverluste, Defizite in
Bezug auf menschenwtirdige Arbeit, Ungleichheit sowie sektorspezifische und bildungsbezo-
gene Ungleichgewichte behoben werden. Die Politikkonzepte mussen kohdrent und ausgewo-
gen sein und an der Schnittstelle von Klimawandel, menschenwtrdiger Arbeit und nachhalti-
ger Entwicklung ansetzen.

5. Die Komplexitit eines gerechten Ubergangs zu ékologisch nachhaltigen Volkswirtschaften und
Gesellschaften fur alle wird durch die Auswirkungen von technologischem Wandel und demo-
grafischen Verschiebungen, Vertreibung und Migration sowie durch die anhaltend hohe Infor-
malitat noch verstarkt.

6. Regierungen, Arbeitgeber und Arbeitnehmer sind entscheidende Akteure des Wandels und
mussen dringend konzertierte und koharente MalRnahmen auf der Grundlage eines wirksa-
men sozialen Dialogs und durch die Bekraftigung des Mandats der IAO fur einen gerechten
Ubergang und der diesbeziiglichen Fiihrungsrolle der Organisation im multilateralen System
ergreifen. Besondere Aufmerksamkeit sollten die Mitglieder der Achtung, Férderung und Ver-
wirklichung der Vereinigungsfreiheit und des Rechts zu Kollektivverhandlungen als befahigen-
den, fur den sozialen Dialog wesentlichen Rechten schenken. Konsultationen, Informations-
austausch und andere Formen des Dialogs zwischen Sozialpartnern und mit Regierungen sind
fur einen gerechten Ubergang ebenfalls wichtig.

7. Der Privatsektor spielt als wichtigste Triebkraft von Innovation, Wirtschaftswachstum und
Arbeitsplatzschaffung und beim Ubergang zu nachhaltigen und inklusiven Volkswirtschaften
eine bedeutende Rolle. Eine ebenso wichtige Rolle spielt ein ausreichend finanzierter &6ffentli-
cher Sektor. Um diese Rollen optimal und im erforderlichen Umfang wahrzunehmen, sollten
die Regierungen die Fuhrung bei der Férderung von Investitionen in Innovationen und bei der
Koordinierung in allen Bereichen der Sozial-, Umwelt-, Wirtschafts- und Industriepolitik sowie
bei der Férderung von menschenwuirdiger Arbeit Gbernehmen. Gemeinsam wirken sie als
Katalysator fur den Aufbau einer nachhaltigeren und inklusiveren Zukunft.

8.  Zueinem inklusiven gerechten Ubergang gehért eine starke Geschlechterdimension, die dazu
dient, viele der 6kologischen Herausforderungen zu bewaltigen und potenzielle Chancen zu
nutzen.

9. Die Internationale Arbeitskonferenz empfiehlt die Leitlinien der IAO fir einen gerechten Uber-
gang zu 6kologisch nachhaltigen Volkswirtschaften und Gesellschaften fir alle (2015) als zen-
trale Referenz fur die Politikgestaltung und als Handlungsgrundlage. Ihre Umsetzung sollte
durch einen mit neuem Leben erflillten Handlungsrahmen vorangetrieben und ausgeweitet
werden, der aus folgenden vier zusammenhangenden und sich gegenseitig stiitzenden Ele-
menten besteht: i) Férderung inklusiver, nachhaltiger und beschaftigungsintensiver Volkswirt-
schaften; ii) Forderung von sozialer Gerechtigkeit; iii) Steuerung des Prozesses eines gerechten
Ubergangs; und iv) Finanzierung eines gerechten Ubergangs.

Il. Leitgrundsétze fiir einen gerechten Ubergang fiir alle

10. Die Verwirklichung des Mandats der IAO fiir soziale Gerechtigkeit und fur einen am Menschen
orientierten Ansatz fur die Zukunft der Arbeit ist Grundvoraussetzung fur einen gerechten
Ubergang.
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11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

Ein gerechter Ubergang férdert ékologisch nachhaltige Volkswirtschaften, die inklusiv sind,
indem sie menschenwtrdige Arbeitsmaglichkeiten schaffen, Ungleichheit verringern und nie-
manden zurtcklassen.

Ein gerechter Ubergang bedeutet, die mit Klima- und UmweltmaRnahmen verbundenen sozia-
len und wirtschaftlichen Chancen, einschlieRlich eines begunstigenden Umfelds fir nachhal-
tige Unternehmen, optimal zu nutzen und zugleich Herausforderungen auf ein Mindestmaf}
zu beschranken und umsichtig anzugehen. Er sollte auf einem wirksamen sozialen Dialog und
der Achtung der grundlegenden Prinzipien und Rechte bei der Arbeit beruhen und mit den
internationalen Arbeitsnormen im Einklang stehen. Wichtig ist auch die Einbindung der
Interessentrager.

Ein gerechter Ubergang ist von zentraler Bedeutung fir die Verwirklichung einer nachhaltigen
Entwicklung in ihrer wirtschaftlichen, sozialen und 6kologischen Dimension und daftir, wie die
Verknupfungen zwischen diesen Dimensionen angegangen werden. Er tragt maligeblich zu
ehrgeizigen Malinahmen gegen den Umwelt- und Klimawandel und zur Verwirklichung der
Ziele und Verpflichtungen des Ubereinkommens von Paris und, soweit angezeigt, anderer
internationaler Umweltiibereinkiinfte mit Relevanz fir einen gerechten Ubergang bei.

Die Gewdhrleistung eines gerechten Ubergangs ist wichtig fir alle Linder auf allen Entwick-
lungsstufen und fur alle Wirtschaftssektoren, die formelle ebenso wie die informelle Wirt-
schaft, und sollte den nationalen Entwicklungsprioritaten entsprechen.

Ein starkes und auf Konsens beruhendes soziales Engagement ist von grundlegender Bedeu-
tung. Der soziale Dialog muss integraler Bestandteil der Politikgestaltung und -umsetzung
sein. Alle betroffenen Interessentrager sollten eingebunden und konsultiert werden.

Die Menschenrechte und die grundlegenden Prinzipien und Rechte bei der Arbeit sollten
geachtet, geférdert und verwirklicht werden. Die internationalen Arbeitsnormen sollten ratifi-
ziert und wirksam umgesetzt werden.

Geschlechtergleichstellung, soziale Inklusion und Chancengerechtigkeit sollten gefdrdert
werden, mit besonderem Augenmerk auf indigenen und in Stémmen lebenden Vélkern und
Gruppen in prekaren Situationen.

Politikkoharenz sollte auf allen Ebenen und bereichsibergreifend gefordert werden. Ange-
messene Bestimmungen zur Finanzierung eines gerechten Ubergangs sollten eingefiihrt
werden.

Die Forderung nachhaltiger 6ffentlicher, privater und sozialer Unternehmen durch die Férde-
rung eines begunstigenden Umfelds, etwa durch unterstitzende Politikkonzepte, Anreize und
einen klaren Regulierungsrahmen, ist Grundvoraussetzung fiir einen gerechten Ubergang.
Derartige Politikkonzepte und Anreize sollten mit der Forderung eines wirksamen sozialen
Dialogs, von menschenwurdiger Arbeit und von 6kologisch nachhaltigen Geschaftsmodellen
einhergehen.

In Anbetracht des in Teil IV der Erklarung von Philadelphia dargelegten Mandats der IAO und
in Anerkennung dessen, dass es eine Klimakrise gibt, sollten Politikkonzepte fur die industrielle
und produktive Entwicklung und der Zugang zu Technologie einen zentralen Bestandteil des
gerechten Ubergangs bilden, um das Wohl aller Menschen und die Grenzen unseres Planeten
zu wahren.
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21.

Die jeweilige Rolle der Regierungen und der Arbeitgeber-
und Arbeitnehmerverbande

Die Regierungen sollten in Beratung mit den mal3gebenden Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-

verbanden

a)

b)

0)

d)

e)

f)

9)

h)

geschlechtergerechte, inklusive, integrierte und koharente, mit der einschlagigen Wirt-
schafts-, Sozial- und Umweltpolitik abgestimmte Rahmen fiir einen gerechten Ubergang
formulieren, umsetzen, Gberwachen und evaluieren;

MaRRnahmen in die Umwelt- und Klimapolitik, etwa in Form von national festgelegten Bei-
tragen zum Ubereinkommen von Paris und Netto-Null-Zielen, sowie in eine koharente,
integrierte und umfassende Beschaftigungs-, Sozialschutz- und Industriepolitik aufneh-
men, um einen gerechten Ubergang voranzubringen;

Mechanismen fir die regierungsinterne Zusammenarbeit und Koordinierung der Politik
fur einen gerechten Ubergang auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene einrichten;

beschaftigungsfreundliche makrookonomische Rahmen schaffen und den angemesse-
nen Einsatz fiskal- und geldpolitischer Instrumente, einschlieRlich einer geeigneten Kom-
bination von Steuern, Subventionen, Anreizen und Darlehen, férdern, um fiskalischen
Spielraum fiir einen gerechten Ubergang zu 6kologisch nachhaltigen Aktivitaten zu
gewahrleisten und Anreize, um den Strukturwandel anzuregen und um Ungleichheiten
abzubauen;

volle, produktive und frei gewahlte Beschaftigung und menschenwtrdige Arbeit als Kern-
ziel eines gerechten Ubergangs férdern;

die Entwicklung nachhaltiger Unternehmen fordern und ein beginstigendes Umfeld flr
Innovation und Unternehmertum, einschlieBlich eines verbesserten Zugangs zu Finanz-
mitteln und Unternehmensentwicklungsdiensten, schaffen, damit insbesondere Kleinst-,
kleine und mittlere Unternehmen o6kologisch nachhaltige Geschaftsmodelle verfolgen
kénnen;

aktive arbeitsmarktpolitische Malinahmen einsetzen, um einen angemessenen Schutz
aller Arbeitnehmer zu gewéhrleisten und so den Ubergang zu erleichtern und voranzu-
treiben, mit gebihrendem Augenmerk auf Jugendlichen, Frauen und Personen in preka-
ren Situationen;

eine nachhaltige Industrie- und/oder Sektorpolitik sowie Politiken fur die produktive Ent-
wicklung zur Erleichterung und Bewaéltigung eines gerechten Ubergangs zu ékologischer
Nachhaltigkeit und zur Kreislaufwirtschaft formulieren und umsetzen;

inklusive und nachhaltige Handels- und Investitionsrahmen, Wertschépfungsketten und
Lieferketten férdern, die zu einem gerechten Ubergang und menschenwiirdiger Arbeit
beitragen, und die Dreigliedrige Grundsatzerkldrung Uber multinationale Unternehmen
und Sozialpolitik sowie die Leitprinzipien der Vereinten Nationen fir Wirtschaft und Men-
schenrechte wirksam umsetzen;

die technologische Entwicklung und den Zugang zu umweltvertraglichen Technologien,
einer saubereren Produktion und Ressourceneffizienz, auch in Kleinst-, kleine und mitt-
lere Unternehmen, férdern, und zugleich Vorteile in Bezug auf menschenwtrdige Arbeit
und die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben gewahrleisten;

in nachhaltige Infrastrukturen und hochwertige 6ffentliche Dienstleistungen investieren,
um ein Fundament fiir einen gerechten Ubergang zu schaffen;
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n)

0)

P)

o)

r

s)

t)

u)

V)

w)

einen universellen Zugang zu umfassenden, angemessenen und nachhaltigen Sozial-
schutzsystemen, einschliel3lich eines sozialen Basisschutzes, gewdahrleisten, um die Bevél-
kerung vor nachteiligen Auswirkungen zu schutzen, die Verletzlichkeit zu verringern und
die Widerstandsféahigkeit zu starken und so einen gerechten Ubergang zu erleichtern;

ein gunstiges Umfeld fir Einrichtungen der Sozial- und Solidarwirtschaft fordern, damit
sie besser in der Lage sind, zum gerechten Ubergang beizutragen;

koh&rente und integrierte Strategien zur Erleichterung des Ubergangs zur formellen Wirt-
schaft und zur Verhinderung der Informalisierung von Arbeitsplatzen in der formellen
Wirtschaft gestalten, mit besonderer Aufmerksamkeit auf stark vom Umwelt- und Klima-
wandel betroffenen Sektoren;

als unterstiitzende Faktoren fiir einen gerechten Ubergang und griine Arbeitsplatze und
als Puffer gegen nachteilige Auswirkungen des Wandels Angebote fur Qualifizierung und
lebenslanges Lernen, einschlieRlich einer hochwertigen Lehrlingsausbildung, fordern, die
der personlichen Entwicklung zutraglich sind und sich am festgestellten Arbeitsmarkt-
bedarf orientieren;

den Qualifikationsbedarf frihzeitig erkennen und Qualifikationsungleichgewichte ermit-
teln, in Systeme investieren, die allen Menschen, auch in der informellen Wirtschaft, einen
chancengleichen Zugang zu Ubertragbaren, grundlegenden, semi-technischen und tech-
nischen Qualifikationen verschaffen, und diese Systeme starken und ihre Wirksamkeit
Uberwachen, evaluieren und steigern;

auf allen Ebenen aktiv Vereinigungsfreiheit und einen inklusiven und wirksamen sozialen
Dialog, der Kollektivwerhandlungen und eine dreigliedrige Zusammenarbeit einschlief3t,
fordern, um einen sozialen Konsens in Bezug auf ehrgeizige Politikkonzepte und MalRnah-
men fir einen gerechten Ubergang zu erzielen;

Konsultationen mit den betroffenen Gemeinschaften, einschlief3lich indigener und in
Stammen lebender Vélker, der Jugend und anderen mal3geblichen Interessentragern fih-
ren;

die grundlegenden Prinzipien und Rechte bei der Arbeit achten, fordern und verwirklichen
und die Ratifizierung und wirksame Umsetzung der internationalen Arbeitsnormen
vorantreiben;

nationale Politiken fir den Arbeitsschutz, die vorrangig einem Praventionsansatz folgen,
formulieren, umsetzen, Uberwachen und regelmaRig tberpriifen, neue und sich abzeich-
nende Risiken aus dem Klimawandel ermitteln und bewaltigen sowie in Kapazitatsent-
wicklung und Schulungen im Bereich des Arbeitsschutzes, auch in der informellen Wirt-
schaft, investieren;

dringend ArbeitsschutzmalRnahmen fur alle von klimabedingten Risiken und extremen
Wetterereignissen betroffenen Arbeitnehmer durchfihren und in diesem Zusammen-
hang die Folgen fir die psychische und physische Gesundheit bertcksichtigen und
sichere und gesunde Arbeitsumfelder fordern;

sicherstellen, dass Personen, die einer oder mehreren verletzlichen Gruppen oder Grup-
pen in prekdren Situationen, einschlieBlich indigener und in Stdmmen lebender Vélker
und landlicher Gemeinschaften, angehdren, an geschlechtergerechten, inklusiven MaR3-
nahmen fiir einen gerechten Ubergang mitarbeiten und daraus Nutzen ziehen kénnen;

im Einklang mit dem Ubereinkommen von Paris nachhaltige, erschwingliche, verlassliche
und langfristige Finanzmittel aus o6ffentlichen und privaten, nationalen und interna-
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X)

tionalen Quellen mobilisieren und die 6ffentlichen und privaten Finanzstréome sowie
éffentliche Beschaffungen an den Zielen eines gerechten Ubergangs ausrichten; und

die internationale Zusammenarbeit und globale Solidaritat zur Unterstitzung der Ent-
wicklungslander, die fur die Auswirkungen des Umwelt- und Klimawandels am anfalligs-
ten sind, einschlieBlich der kleinen Inselentwicklungslander und der am wenigsten ent-
wickelten Lander, férdern.

22. Die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbande sollten

a)

b)

0)

d)

e)

wirksam einen sozialen Dialog in all seinen Formen, einschlieBlich Kollektivverhandlun-
gen, fiihren, um die Vorteile technologischer Fortschritte, griiner Ubergange und demo-
grafischer Veranderungen gemeinsam zu nutzen und einen gerechten Ubergang und
menschenwurdige Arbeit auf betrieblicher, Sektor- und nationaler Ebene voranzubringen;

ihre Mitglieder besser dazu befahigen, die Auswirkungen des Umwelt- und Klimawandels
zu analysieren und darauf zu reagieren;

selbst Initiativen fiir einen gerechten Ubergang, einschlieRlich sektorspezifischer Initia-
tiven, konzipieren und umsetzen und zu einer ausgewogenen Politikgestaltung beitragen;

als wichtige Partner zu Ausbildungs- und NeuqualifizierungsmalRnahmen beitragen und
eine Kultur des lebenslangen Lernens fir Arbeitnehmer aller Altersgruppen pflegen; und

Pléane fur einen nachhaltigen Ubergang auf betrieblicher und Sektorebene im Wege des
zweigliedrigen sozialen Dialogs, einschlielich der betrieblichen Zusammenarbeit, ausar-
beiten und umsetzen.

IV. Die Rolle der Internationalen Arbeitsorganisation

23. Im Einklang mit den in diesen Schlussfolgerungen dargelegten Grundsatzen und Prioritaten
sollte sich die Internationale Arbeitsorganisation gezielt darum bemuhen,

a)

b)

0)

ihre Fuhrungsrolle als einzige dreigliedrige UN-Sonderorganisation, die Regierungen,
Arbeitgeber und Arbeitnehmer vertritt, bei der Férderung eines gerechten Ubergangs im
multilateralen System zu verstarken, so auch bei den UN-Klimaverhandlungen sowie der
Initiative ,KlimamaRnahmen fiir Arbeitsplatze”, die darauf abzielt, die Kohdrenz der Politik
fur einen gerechten Ubergang zu férdern, die Beteiligung von Mitgliedsgruppen am UN-
System und anderen wichtigen Kooperationsmechanismen zu erleichtern und die
Leitlinien fir einen gerechten Ubergang zu ¢kologisch nachhaltigen Volkswirtschaften
und Gesellschaften fur alle in samtlichen einschldgigen Foren proaktiv zu férdern, unter
besonderer Berticksichtigung der am wenigsten entwickelten Lander und der kleinen
Inselentwicklungslander;

den Regierungen sowie den Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbanden auf Ersuchen
fachliche Unterstlttzung und Hilfe bei der Formulierung und Umsetzung einer nachhalti-
gen Industrie- und/oder Sektorpolitik sowie von Politikkonzepten flur die produktive Ent-
wicklung zur Erleichterung und Bewaltigung eines gerechten Ubergangs zu 6kologischer
Nachhaltigkeit und zur Kreislaufwirtschaft zu gewahren;

die Abhaltung einer dreigliedrigen Tagung zum Arbeitsschutz bei extremen Wetterereig-
nissen und veranderlichen Wettermustern in einem vom Verwaltungsrat zu beschliel3en-
den Format in Erwagung zu ziehen;
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9)

h)

)

k)

einen Mechanismus fur den Dialog mit indigenen und in Stdmmen lebenden Vdlkern ein-
zurichten, um Wissen zu erwerben und einen Fahrplan fiir einen gerechten Ubergang
auszuarbeiten;

die Kapazitaten der Regierungen sowie der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbande zur
Gestaltung, Umsetzung und Uberwachung umfassender und geschlechtergerechter Poli-
tikkonzepte und Strategien fir einen gerechten Ubergang, auch in Zusammenarbeit mit
dem Internationalen Ausbildungszentrum der IAO, zu starken;

die umfassende Entwicklung und Anwendung eines wirksamen und inklusiven sozialen
Dialogs in all seinen Formen und auf allen Ebenen zu férdern, um Chancen fir einen
gerechten Ubergang zu nutzen und diesbeziigliche Hindernisse zu Gberwinden;

die Ratifizierung und wirksame Umsetzung der internationalen Arbeitsnormen zu férdern
und die Fahigkeit der Mitgliedsgruppen zur Achtung, Férderung und Verwirklichung der
grundlegenden Prinzipien und Rechte bei der Arbeit zu starken;

eine integrierte IAO-Forschungsagenda umzusetzen und nach Geschlecht und anderen
Kriterien aufgeschliisselte Daten tber einen gerechten Ubergang und menschenwiirdige
Arbeit unter Nutzung der gesamten Kapazitaten der IAO und ihrer Forschungspartner zu
erheben sowie Forschungsarbeit und Orientierungshilfe zu unterstiitzen, um die Auswir-
kungen des Klimawandels in Bezug auf Ungleichheit und soziale Ausgrenzung sowie die
Mobilitat von Arbeitskraften besser zu verstehen und anzugehen, und zwar durch einen
auf Rechte gegriindeten Ansatz, und diese Daten zu nutzen, um die Fortschritte hinsicht-
lich der Agenda fur einen gerechten Ubergang zu bewerten und dem Verwaltungsrat
aullerdem regelmal3ig daruber Bericht zu erstatten;

Erfahrungen Gber eine wirksame Politik fiir einen gerechten Ubergang, bewahrte Prakti-
ken und deren Auswirkungen zu dokumentieren und auszutauschen, auch im Wege der
Sud-Sud-Zusammenarbeit und Dreieckskooperation und durch Peer-Learning-Aktivita-
ten;

koharente, I6sungsorientierte und ergebnisorientierte Programme der Entwicklungs-
zusammenarbeit und fachliche Hilfe fur IAO-Mitglieder entsprechend den nationalen Ent-
wicklungsprioritaten mit angemessener Ressourcenmobilisierung aufzulegen und durch-
zufuhren;

an globalen Finanzinitiativen mitzuwirken und die Zusammenarbeit mit den internationa-
len Finanzinstitutionen, den multilateralen Entwicklungsbanken und dem Finanzsektor zu
starken, um die Finanzierung eines gerechten Ubergangs zu verbessern;

neue Partnerschaften mit anderen mal3geblichen internationalen und regionalen Organi-
sationen, einschlieBlich der UN-Sonderorganisationen, -Fonds und -Programme, der Zivil-
gesellschaft und der Wissenschaft, aufzubauen und bestehende Partnerschaften dieser
Art zu stérken, um einen gerechten Ubergang voranzutreiben;

die Themen Nachhaltigkeit und Klimawandel bei ihrer gesamten Tatigkeit systematisch
zu berticksichtigen und einen gerechten Ubergang durch Initiativen und Programme fiir
soziale Gerechtigkeit unter FederfiUhrung der IAO, etwa die Initiative fur eine Globale
Koalition fur soziale Gerechtigkeit, die Initiative ,KlimamaBnahmen fur Arbeitsplatze” und
das Globale Férderinstrument fiir Arbeitspldtze und Sozialschutz fir gerechte Ubergénge,
zu fordern;
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den Mitgliedern, einschliel3lich der kleinen Inselentwicklungslander und der am wenigs-
ten entwickelten Lander, durch fachliche Hilfe und Kapazitatsaufbau die Fahigkeit zu ver-
mitteln, den Weg zu einem gerechten Ubergang zu beschreiten; und

im Sinne eines gerechten Ubergangs kohdrente Rahmen fiir Programme zur Mobilitat von
Arbeitskraften zu formulieren, die menschenwurdige Arbeit, Mobilitat von Qualifikationen
und Qualifizierung sowie Armutsverringerung férdern, unter besonderer Berucksichti-
gung der am wenigsten entwickelten Lander und der kleinen Inselentwicklungslander.



	Entschließung zu einem gerechten Übergang zu ökologisch nachhaltigen Volkswirtschaften und Gesellschaften für alle
	Schlussfolgerungen zu einem gerechten Übergang zu ökologisch nachhaltigen Volkswirtschaften und Gesellschaften für alle
	I. Erfordernisse eines gerechten Übergangs zu ökologisch nachhaltigen Volkswirtschaften und Gesellschaften für alle
	II. Leitgrundsätze für einen gerechten Übergang für alle
	III. Die jeweilige Rolle der Regierungen und der Arbeitgeber-  und Arbeitnehmerverbände
	IV. Die Rolle der Internationalen Arbeitsorganisation




